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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der Verordnung der Bundesregierung 
— Drucksache 12/24 — 


Aufhebbare Dreiundsiebzigste Verordnung zur Änderung der Ausfuhrliste 
— Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung — 


A. Problem 

Verschärfung der Genehmigungspflicht für die nuklear relevante 
Version der Massenspektrometer. 

B. Lösung 

Änderung der Ausfuhrliste 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 


Keine 



Drucksache 12/184 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Aufhebung der Verordnung der Bundesregierung — Druck- 
sache 12/24 — nicht zu verlangen. 

Bonn, den 27. Februar 1991 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost Peter Kittelmann 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/184 


Bericht des Abgeordneten Peter Kittelmann 


Die Verordnung der Bundesregierung wurde gemäß 
§ 92 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundesta- 
ges in Drucksache 12/68 Nr. 2.3 vom 5. Februar 1991 
an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte überwie- 
sen, den Bericht dem Plenum bis spätestens 18. April 
1991 vorzulegen. 

Die Aufhebbare Dreiundsiebzigste Verordnung zur 
Änderung der Ausfuhrhste — Anlage AL zur Außen- 
wdrtschaftsverordnung — wurde am 22. Dezember 
1990 im Bundesanzeiger Nr. 238 verkündet. Die Ver- 
ordnung trägt das Datum des 18. Dezember 1990. 

Ziel der Verordnung ist die Verschärfung der Geneh- 
migungspflicht für die nuklear relevante Version der 
Massenspektrometer. 


Die bisherige Genehmigungspflicht war abgestellt 
auf Messungen im On-Line- Verfahren. Wie jetzt fest- 
gestellt wurde, ist es im Entwicklungs Stadium der 
Urananreicherung noch nicht erforderhch, im On- 
Line -Verfahren zu messen. Auch Einzelprobemessun- 
gen erfüllen den Zweck der Überprüfung des Anrei- 
cherungsgrades des Urans. Ferner wurde auch das 
Vorprodukt des UFg, das UF 4 , erfaßt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Verordnung 
der Bundesregierung in seiner Sitzung am 27. Fe- 
bruar 1991 beraten und einstimmig beschlossen, 
dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, von 
seinem Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu ma- 
chen. 


Bonn, den 27. Februar 1991 


Peter Kittelmann 

Berichterstatter 
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